Anlage 1 zur Beschlussfassung des Umwelt- und Planungsausschusses am
12.06.2018 und des Rates am 14.06.2018 iiber die Anregungen zur 13. Ande-
rung und 2. Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Hanfgarten” (Vorlage
2018/101/1)

Einwender: Kreis Warendorf, Postfach 11 05 61, 48207 Warendorf

Stellungnahme vom: 05.06.2018

Anregung:

Untere Wasserbehérde:

Die Belange des Sachgebietes sind nicht betroffen. Die abwassertechnische Erschlie-
Bung liegt in der Zustandigkeit der Bezirksregierung Minster — Dezernat 54 - auf-
grund des bestehenden Mischwassernetzes.

Untere Bodenschutzbehérde:

Weder das Kataster des Kreises Uber altlastverdachtige Flachen und Altlasten noch
das Verzeichnis Uber Altablagerungen, Altstandorte und schadliche Bodenverande-
rungen enthalten zur Zeit Eintragungen im Plangebiet/Anderungsbereich und im Un-
tersuchungsgebiet der Umweltpriifung.

Auch darUber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Alt-
last oder schadlichen Bodenveranderung begriinden.

Bezliglich der Umweltpriifung werden Belange des Bodenschutzes in der Begriindung
/im Umweltbericht auch vom Umfang und Detaillierungsgrad her in ausreichendem
MaBe berlicksichtigt. Ergdnzungen sind aus meiner Sicht nicht erforderlich.

Untere Naturschutzbehérde:
Gegen die geplante Anderung des Bebauungsplans bestehen aus naturschutzrechtli-
cher Sicht keine Bedenken unter Beachtung der folgenden Anregung:

Die Artenschutzprifung kommt zu dem Ergebnis, dass zur Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestande die Entfernung bestehender Gehdlze nur in der Zeit
vom 01.10. bis 28.02. erfolgen darf. Damit diese MaBnahme Berticksichtigung findet,
ist in den Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis aufzunehmen.

Hinweis der Gemeindeverwaltung: Das Protokoll der Artenschutzpriifung (ASP) ist die-
ser Anregung als Anlage beigeftigt.
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Abwidgung:

Untere Naturschutzbehérde:

Die Hinweise werden in die Anderung des Bebauungsplanes aufgenommen und zu-
dem an den Antragsteller zur Beachtung weitergeleitet.
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Anlage 2 - Protokoll einer Artenschutzprifung (ASP)
C. Naturschutzbehorde

Ergebnis der Priifung durch die zusténdige Naturschutzbehoérde

Vorhaben: ‘ Gemeinde Ostbevern: Bebauungsplan Nr. 29 "Ortsmitte 1I" - 6. Anderung

Naturschutzbehorde: ‘ Kreis Warendorf ‘

Prifung durch: ‘ Steinhoff, Christoph am (Datum): ‘ 29.05.2018 ‘
Entscheidungsvorschlag: Zustimmung: |:| Zustimmung mit Nebenbestimmungen (s.u.): Ablehnung: |:|
1. Es gibt keine ernst zu nehmenden Hinweise auf Vorkommen von FFH-Anhang IV- ja |:| nein

Arten oder européischen Vogelarten, die durch den Plan bzw. das Vorhaben
betroffen sein kénnten.

Nur wenn Frage 1. ,hein“:

2. Esliegt kein Verstol3 gegen die Verbote des § 44 Abs.1 BNatSchG vor. ja nein []
Begriindung (ggf. ausfuhrliche Begriindung in gesonderter Anlage):
Es sind keine negativen Auswirkungen auf FFH-Anhang IV-Arten oder europaische Vogelarten zu
erwarten, aufgrund des vorhandenen Artenspektrums und der relevanten Wirkfaktoren ODER
weil die vorgesehenen VermeidungsmafRnahmen inkl. vorgezogener Ausgleichsmalinahmen
sowie ggf. das Risikomanagement geeignet und wirksam sind.
Gdf. sind die u.a. Nebenbestimmungen zu beachten.

Nur wenn Frage 2. ,,nein“:

3. Es ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. Alle drei ja [ nein []
Ausnahmevoraussetzungen sind aus naturschutzfachlicher Sicht erfillt, so

dass die Ausnahme erteilt bzw. in Aussicht gestellt* bzw. befurwortet™ wird.
Begriindung (ggf. ausfiihrliche Begriindung in gesonderter Anlage):

Das Artenschutzinteresse geht im Verhaltnis zu den dargelegten zwingenden Griinden im Rang
nach UND es gibt keine zumutbare Alternative UND der Erhaltungszustand der Populationen wird
sich bei europaischen Vogelarten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang 1V-Arten glinstig
bleiben; ggf. notwendige kompensatorische MalRnahmen sowie ggf. das Risikomanagement sind
geeignet und wirksam.

Gdf. sind die u.a. Nebenbestimmungen zu beachten.

Sofern bei einer FFH-Anhang IV-Art bereits ein ungiinstiger Erhaltungszustand vorliegt, wird sich
aufgrund der Ausnahme der ungunstige Erhaltungszustand der Populationen nicht weiter
verschlechtern und die Wiederherstellung eines glinstigen Erhaltungszustandes wird nicht behindert.

Nur wenn Frage 3. ,,nein“:
(und sofern im Zusammenhang mit privaten Griinden eine unzumutbare Belastung vorliegt)

4. Es wird eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG gewahrt bzw. beflrwortet**. ja [] nein []
Begrundung (ggf. ausfuhrliche Begriindung in gesonderter Anlage) :
Die vom Antragsteller dargelegten privaten Griinde werden als unzumutbar eingeschéatzt.
Gdf. sind die u.a. Nebenbestimmungen zu beachten.

Artenschutzrechtlich relevante Nebenbestimmungen (weiter auf Blatt 2):

Auf der Ebene der Abrissgenehmigung muss durch fachgutachterliche Untersuchungen sichergestellt werden, dass
Fortpflanzungs- und Ruhestéatten der potentiell vorhandenen Zwergflederméuse nicht beschadigt werden und die 6kologische
Funktion im rAumlichen Zusammenhang weiter erfillt wird sowie der Erhaltungszustand der lokalen Population durch den Abriss
nicht geféahrdet wird. Die daraus resultierenden Vermeidungsmal3nahmen sind im Rahmen der Abrissgenehmigung festzuhalten.

GemalR § 39 (5) BNatSchG sollten Gehdlzrodungen nur auf3erhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten von Végeln und Fledermausen,
d.h. nicht in der Zeit vom 01.03. - 30.09. durchgefiihrt werden.

*: bei Stellungnahmen zu Bebauungsplanen
**: bei Stellungnahmen zu Verfahren mit Konzentrationswirkung (z.B. Planfeststellungsverfahren, Immissionsschutzrechtliche Genehmigungen)

Interne Vermerke

Aktenzeichen: | 63-1186/2018 Standort der Akte:




	Stellungnahme vom: 05.06.2018

	Textfeld 7: Gemeinde Ostbevern: Bebauungsplan Nr. 29 "Ortsmitte II" - 6. Änderung
	Textfeld 8: Kreis Warendorf
	Textfeld 3: Steinhoff, Christoph
	Textfeld 4: 29.05.2018
	Markierfeld 3: Yes
	Markierfeld 2: Off
	Markierfeld 4: Off
	Markierfeld 6: Yes
	Markierfeld 5: Off
	Markierfeld 6_2: Off
	Markierfeld 5_2: Yes
	Markierfeld 7: Off
	Markierfeld 8: Off
	Markierfeld 6_3: Off
	Markierfeld 5_3: Off
	unnamed0: Auf der Ebene der Abrissgenehmigung muss durch fachgutachterliche Untersuchungen sichergestellt werden, dass Fortpflanzungs- und Ruhestätten der potentiell vorhandenen Zwergfledermäuse nicht beschädigt werden und die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang weiter erfüllt wird sowie der Erhaltungszustand der lokalen Population durch den Abriss nicht gefährdet wird. Die daraus resultierenden Vermeidungsmaßnahmen sind im Rahmen der Abrissgenehmigung festzuhalten.

Gemäß § 39 (5) BNatSchG sollten Gehölzrodungen nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten von Vögeln und Fledermäusen, d.h. nicht in der Zeit vom 01.03. - 30.09. durchgeführt werden.
	Textfeld 1: 63-1186/2018
	Textfeld 2: 


